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Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie
des Rates zur steuerlichen Behandlung von privaten Kraftfahrzeugen, die im Zusammenhang
mit einer Verlegung des Wohnsitzes auf Dauer in einen anderen Mitgliedstaat verbracht
werden oder die vorübergehend in einem anderen Mitgliedstaat als dem der Zulassung

benutzt werden“ (1)

(98/C 235/07)

Der Rat beschloß am 6. März 1998, den Wirtschafts- und Sozialausschuß gemäß Artikel 99
des EG-Vertrags um Stellungnahme zu dem vorgenannten Vorschlag zu ersuchen.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Industrie, Handel, Handwerk
und Dienstleistungen nahm ihre Stellungnahme am 6. Mai 1998 an. Berichterstatter war
Herr Kubenz.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
111 Ja-Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Einleitung staat und unter weiterem Verbleib des Fahrzeugs auf
dem Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats
zuzulassen.

1.1. Die vorgeschlagene Richtlinie soll die Richtlinie
83/182/EWG(2) über Steuerbefreiungen innerhalb der

— RechtderFamilienangehörigendesFahrzeugeigentü-Gemeinschaft bei vorübergehender Einfuhr bestimmter
mers auf Benutzung des Fahrzeugs in einem anderenVerkehrsmittel und die Richtlinie 83/183/EWG(3) über
Mitgliedstaat als dem der Zulassung. Das gleicheSteuerbefreiungen bei der endgültigen Einfuhr persönli-
Recht gilt auch für andere Personen, die keinecher Gegenstände durch Privatpersonen aus einem Mit-
Angehörigen sind, sofern der Eigentümer sich eben-gliedstaat in der durch die Richtlinie 89/604/EWG(4)
falls im Fahrzeug befindet.geänderten Fassung ersetzen.

— Größere Flexibilität beimBenutzungsrecht für Perso-1.2. Die Richtlinie soll die bisherigen Richtlinien
nen, die in einem anderen Mitgliedstaat als demkonsolidieren und aktualisieren. Probleme, die bei der
ihres Wohnsitzes arbeiten; diese Personen dürfen ihrAnwendung aufgetreten sind, sollen gelöst werden und
Fahrzeug in dem Mitgliedstaat ihrer Beschäftigungden Erwartungen der Bürger an den Binnenmarkt
neun Monate je Zwölfmonatszeitraum verwenden.und der damit verbundenen Freizügigkeit, Rechnung

getragen werden.
— KeineErhebungvonSteuern seitensderMitgliedstaa-

ten, wenn ein Fahrzeug während der zulässigen1.3. Dem Vorschlag zufolge erheben die Mitglieder
Dauer seiner vorübergehenden Verwendung beschä-auf Fahrzeuge, die imZusammenhangmit derVerlegung
digt wird und die Reparaturkosten höher sind alsdes Wohnsitzes endgültig in ihr Hoheitsgebiet verbracht
der Wert des Fahrzeugs.werden, keine Zulassungssteuern oder andere Steuern.

Bei vorübergehender Wohnsitzverlegung darf dem Vor-
schlag zufolge das Fahrzeug sechs Monate je Zwölfmo- — Aufhebung der steuerlichen Sonderregelungen für
natszeitraum verwendet werden. Fahrzeuge, die im Zusammenhang mit Heirat oder

Erbfällen in einen anderen Mitgliedstaat verbracht
Des weiteren sieht der Kommissionsvorschlag u.a. fol- werden.
gendes vor:

— Verständigungzwischendenzuständigeneinzelstaat-
— Erweiterung der Möglichkeit der Verwendung eines lichen Behörden bei Streitfällen bezüglich des an-

Mietwagens in einem anderen Mitgliedstaat als dem geblichen Wohnsitzes einer Person.
seiner Zulassung. Der Vorschlag sieht vor, die
erneute Vermietung an dieselbe Person nach Ablauf
des ersten Mietvertrags in einem anderen Mitglied-

2. Allgemeine Bemerkungen

(1) ABl. C 108 vom 7.4.1998, S. 75.
(2) ABl. L 105 vom 23.4.1983, S. 59 (Stellungnahme des 2.1. Die vorgeschlagenen Änderungen tragen der

Wirtschafts- und Sozialausschusses, ABl. C 131 vom Tatsache Rechnung, daß gerade bei Hindernissen für
12.6.1976, S. 50). den freien Verkehr von Personenfahrzeugen zwischen(3) ABl. L 105 vom 23.4.1983, S. 64 (Stellungnahme des den Mitgliedstaaten die Bürger in der EuropäischenWirtschafts- und Sozialausschusses, ABl. C 131 vom

Union sehr empfindlich reagieren.DerartigeHindernisse12.6.1976, S. 49).
— ganz gleich ob steuerlicher oder sonstiger Art —(4) ABl. L 348 vom 29.11.1989, S. 28 (Stellungnahme des
beeinträchtigen den Personenverkehr, da in vielen FällenWirtschafts- und Sozialausschusses, ABl. C 180 vom

8.7.1987, S. 13). das Auto das bevorzugte Transportmittel ist.
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2.2. Der Ausschuß begrüßt die vorgeschlagene Richt- zeitliche Einschränkung nicht nötig, da sie in Artikel 7
nicht gefordert wird.linie.

2.3. Der Ausschuß ist sich aber darüber im klaren, 3.3.2. Ohnehinmußgefragtwerden,wieeinZeitraum
daß es zu Einnahmeverlusten bei den Mitgliedstaaten, von neun (oder beliebig vielen) Monaten nachweisbar
die Zulassungssteuern erheben, kommen kann. Die bzw. überprüfbar sein soll, wenn es beim Überschreiten
Höheder Einnahmeverluste erscheint aber inAnbetracht vonBinnengrenzenkeinerleiKontrollenbzw.Nachweise
der geringen Anzahl von Fällen nicht zu hoch. Die gibt.
betroffenen Mitgliedstaaten könnten die Ausfälle zum
Beispiel mit höheren Mineralölsteuern kompensieren
(siehe hierzu auch die Tabelle im Anhang).

3.4. Zu Artikel 6 „Fälle der privaten Nutzung, in denen
keine Steuern erhoben werden dürfen“

2.4. DerAusschußhofft,daßdurchdieneueRichtlinie
dieRechte der europäischenBürgerklarer zumAusdruck

3.4.1. Der Ausschuß schlägt vor, die Fristen fürkommen und gleichzeitig der Mißbrauch von Steuervor-
die Autovermietungsunternehmen im Artikel 6 (a) zuteilen verhindert wird.
verlängern.

3. Besondere Bemerkungen 3.4.2. Der Ausschuß schlägt folgende Formulierung
für den Artikel 6 (d) vor:

3.1. Zu Artikel 2 „Definitionen“
„Ein Personenfahrzeug wird von einer im Mitglied-

3.1.1. InArtikel2 (f)wirdderBegriffFamiliedefiniert. staat der vorübergehenden Verwendung ansässigen
Der Ausschuß weist darauf hin, daß es in einigen Person benutzt, wobei sich die Person, die das
Mitgliedstaaten hierzu Definitionen gibt, die umfassen- Fahrzeug in den Mitgliedstaat der vorübergehenden
der sind und weitere Formen von Lebensgemeinschaften Verwendung verbracht hat, ebenfalls in dem Fahr-
mit einschließen(1). zeug befindet.“

3.4.3. Der Ausschuß regt an, eine verbindliche Form3.2. Zu Artikel 4 „Voraussetzungen, unter denen im
festzulegen, mit deren Hilfe die Situation, wie sie inAnschluß an eine Verlegung des Wohnsitzes keine
Artikel 6 (f) beschrieben ist, dargestellt werden kannSteuern fällig werden“
und die dann auch von den Mitgliedstaaten gegenseitig
anerkannt wird(2).3.2.1. Im Artikel 4.1 (b) wird die Bezeichnung „in

Gebrauch genommen“ verwendet. Sie ist unklar,weil ein
Datumder Ingebrauchnahme so gutwie nie nachweisbar
ist. Eindeutiger wäre das Datum der Zulassung auf den 3.5. Zu Artikel 7 „Fälle der beruflichen Nutzung, in
Namen des Umziehenden. denen keine Steuern erhoben werden dürfen“

3.2.2. Ein besonderes Problem sind Fahrzeugen, die
bisher auf den Namen eines nicht mitumziehenden 3.5.1. Analog zu Artikel 6 (f) regt der Ausschuß auch

hier an, eine verbindliche Form festzuschreiben.Familienmitgliedes des Umziehenden zugelassen sind.

3.2.3. In Artikel 4.1 (c) wird gefordert, daß das
Kraftfahrzeug spätestens zwölf Monate nach der Verle- 3.6. Zu Artikel 8 „Bestimmungen für den Fall der
gung des Wohnsitzes in den Mitgliedstaat verbracht, in irreparablen Beschädigung eines Fahrzeugs“den die Person ihren Wohnsitz verlegt hat.

3.2.4. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß dieser 3.6.1. Der Ausschuß weist darauf hin, daß der
Passus keine Relevanz hat. Vielmehr sollte hier die Marktpreis, gerade von älteren Gebrauchtfahrzeugen,
Einschränkung des Wiederverkaufs innerhalb eines be- schwer zu ermitteln ist.
stimmten Zeitraums verfügt werden und die maximale
Anzahl der Fahrzeuge pro Familie geregelt werden.

3.7. Zu Artikel 9 „Ständige Verwendung eines Fahr-
zeugs in einem anderen Mitgliedstaat als dem des3.3. Zu Artikel 5 „Allgemeine Voraussetzungen, unter
gewöhnlichen Wohnsitzes“denen bei der vorübergehenden Verwendung eines

Fahrzeugs in einem anderen Mitgliedstaat als dem
der Zulassung keine Steuern fällig werden“ 3.7.1. Der Ausschuß regt an, das Verbot der Nutzung

in Artikel 9.3 zu lockern.
3.3.1. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß der
Artikel 5.2 thematisch in Artikel 7 gehört. Dann ist eine

(2) Einige Mitgliedstaaten verlangen das Ausfüllen von um-
fangreichen Fragebögen, auch bei kurzfristigem Fahrzeug-(1) Ein besonderes Problem könnten auch Adoptiv- und

Pflegekinder sein. tausch.
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3.8. Zu Artikel 12 „Regelung von Streitfällen“ wagen. Gleichzeitig erheben einige Mitgliedstaaten Zu-
lassungssteuern auf Personenkraftwagen, um damit

3.8.1. In Artikel 12.3 wird der Kommission ein fiskalische und politische Ziele zu verfolgen
Entscheidungsrecht bei Streitfällen unter Mitgliedstaa-
ten eingeräumt. Der Ausschuß sieht diese Funktion eher
bei dem Europäischen Gerichtshof.

4.2. Der Ausschuß meint, daß mit dieser Richtlinie
und den vom Ausschuß vorgetragenen Bemerkungen4. Schlußfolgerungen und Zusammenfassung
die Rechte der Bürger, insbesondere wenn sie Ihren
Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegen,4.1. Die Verwirklichung des Binnenmarktes verlangt

die Freizügigkeit des Personenverkehrs und des Austau- gestärktwerdenundgleichzeitigdasberechtigte Interesse
der Mitgliedstaaten gewährt bleibt, Steuern zu erheben.sches von Gütern, in diesem Fall von privaten Personen-

Brüssel, den 27. Mai 1998.

Der Präsident

des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Tom JENKINS

ANHANG

zur Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses

Kraftfahrzeugsteuereinnahmen 1994

A. In Prozentpunkten des BIP

Straßenbe-Zulas- Kraftfahr- Mineral- Dieselkraft- Versiche- nutzungs- Insgesamtsungssteuer zeugsteuer ölsteuer stoffsteuer rungssteuer gebühren

Österreich 0,07 0,20 1,03 0,43 0,34 0,45 2,52
Belgien 0,14 0,42 0,88 0,65 0,12 0,00 2,21
Dänemark 1,43 0,46 0,66 0,31 0,10 0,02 2,99
Finnland 0,40 0,29 1,24 0,47 0,13 0,00 2,54
Frankreich 0,10 0,22 1,04 0,73 0,33 0,00 2,42
Deutschland 0,00 0,43 1,18 0,55 0,17 0,00 2,33
Griechenland 0,52 0,14 1,74 0,77 0,00 0,00 3,17
Irland 0,78 0,67 1,09 0,68 0,00 0,00 3,22
Italien 0,05 0,08 1,34 0,69 0,00 0,33 2,48
Luxemburg 0,00 0,07 2,12 1,50 0,00 0,00 3,70
Niederlande 0,60 0,82 0,95 0,58 0,00 0,00 2,95
Portugal 0,87 0,11 1,53 1,14 0,00 0,24 3,88
Spanien 0,22 0,22 1,02 0,73 0,01 0,20 2,18
Schweden 0,11 0,27 1,44 0,31 0,00 0,00 2,13
Vereinigtes Königreich 0,00 0,57 1,43 0,64 0,01 0,00 2,65

Quelle: EUROSTAT 1997 und GD XXI.
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B. In Prozentpunkten der Gesamtbesteuerung (einschließlich Sozialversicherungsbeiträgen), zentral-
staatliche Ebene

Straßenbe-Zulas- Kraftfahr- Mineral- Dieselkraft- Versiche- nutzungs- Insgesamtsungssteuer zeugsteuer ölsteuer stoffsteuer rungssteuer gebühren

Belgien 0,30 0,91 1,88 1,39 0,26 0,00 4,72
Dänemark 2,77 0,89 1,27 0,61 0,19 0,05 5,77
Deutschland 0,00 1,00 2,77 1,29 0,40 0,00 5,46
Finnland 0,85 0,60 2,60 0,99 0,28 0,00 5,32
Frankreich 0,22 0,50 2,36 1,67 0,74 0,00 5,49
Griechenland 1,63 0,45 5,48 2,42 0,00 0,00 9,98
Irland 2,12 1,83 2,97 1,85 0,00 0,00 8,77
Italien 0,12 0,20 3,29 1,69 0,00 0,81 6,10
Luxemburg 0,00 0,16 4,79 3,40 0,00 0,00 8,35
Niederlande 1,28 1,76 2,04 1,25 0,00 0,00 6,33
Österreich 0,15 0,46 2,34 0,98 0,76 1,03 5,73
Portugal 2,45 0,32 4,31 3,22 0,00 0,67 10,96
Spanien 0,59 0,61 2,79 2,02 0,02 0,54 5,98
Schweden 0,22 0,53 2,89 0,62 0,00 0,00 4,27
Vereinigtes Königreich 0,00 1,69 4,26 1,90 0,02 0,00 7,88

Quelle: EUROSTAT 1997 und GD XXI.

Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „8. Jahresbericht über die
Strukturfonds 1996“

(98/C 235/08)

Die Kommission beschloß am 25. November 1997, den Wirtschafts- und Sozialausschuß
gemäß Artikel 198 des EG-Vertrags um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:
„8. Jahresbericht über die Strukturfonds 1996“.

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Regionale Entwicklung,
Raumordnung und Städtebau nahm ihre Stellungnahme am 21. April 1998 an. Berichterstatter
war Herr Little.

Der Ausschuß verabschiedete auf seiner 355. Plenartagung (Sitzung vom 27. Mai 1998) mit
116 Ja-Stimmen bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme.

1. Einleitung 1.3. Im November 1996 legte die Kommission gemäß
Artikel 130 b des Vertrags ihren ersten Dreijahresbericht
über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammen-
halt (1) vor, der mit dem nun vorgelegten Bericht eng in1.1. Der Jahresbericht über die Strukturfonds 1996
Zusammenhang steht und zusammenfassend in diesemist der achte Bericht dieser Art, den die Kommission seit
wiedergegeben ist. In dem Bericht über den Zusammen-der letztenumfangreichenReformder Strukturfondsver-
halt wird der Beitrag bewertet, den die Fonds zurordnungen (der „1988er Reform“) vorlegt.
Verwirklichung des wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalts geleistet haben. Der Wirtschafts- und
Sozialausschuß verabschiedete seine Stellungnahme(2)

1.2. Dieser Bericht wird nach Maßgabe der Ratsver- zu diesem Bericht am 23. April 1997.
ordnungen (EWG) Nr. 2052/88 und 4253/88 vorgelegt,
die beide 1993 geändert wurden, und er gibt den
Anforderungen entsprechend einen Überblick über den
Programmablauf in dem betreffenden Jahr sowie über (1) KOM(96) 542 endg.

(2) ABl. C 206 vom 7.7.1997, S. 78-87.die Fortschritte bei der Verwirklichung der Ziele.


